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gerlin, den 18, März 2009
Sehr geehrter Herr Hartmann,

fflfj:IU !1.thre_n Brief, mrt d_em Sie sich für die bundesweite Einführung der
]_ol1:ab5timmung ejnsetzen. Die troße.Koatition hat sich in threm Koalitionsvenragvorgenommen, die Möglichkeit der Votksa bstimmu ng erneut z, p.tii"n uno o"i e"ar.fruh a n d e l n -

Ein Plebiszit bedeutet, auch hoch komplizierte Sachverhalte auf ein JA oder Nein reduzieren zumüs5en. Demgegenüber ist die EntscheidungstinUung im polit i iJ-p'"itäint.,,r.t en prozessaufeinen mögtichst gerechten Inreressenurlgt"i.t , u"uiailiuä ,,!äliiitig"n rorpron.ir."nausgerichtet.
Es ist ein lrrtum zu glauben, bei Volksabstim,nungen hätte der Einzelne mehr Einfluss.
J::t^:illyjt lje Bede-utuns von verb:inderiund rnteress*rerupiäi, o," e."r3"^amPagnen organlsieren können. wachsen- Engagierte Minderheiien erhielten großen Einflussa Lrf_d ie stäätsgeschicke - ohne dafür dau".f,"ft'inä., v.ru"l_ä,ir-n"g ,äü!n.u _urr.n.Plebiszite kennen keine Ausschussberatungeh, Sachverständlgenunfiorunien una tein.Beteiligung der tänder. rm Gesenteir: wen-n im Bund prebiszit?, "n,rir,Lo""n *,ra, "na"t au,FöCerälisrnus. cegen das Verfissun;sgebot, dass die Länder an e.. är'.,lg"Orng des Bundesmitwirken, würde off ensichtlicl- veriloßen werden_

Das Grundgesetz hät sich nach den Erf?hrudgen äus der Weimarer Repubtik für eine str iktrepJäsentative Demokratie entschiedzs;,inapruri,.ita.";r";ä;äiälX,T!i:ff:#."11f1ä,#XüiTl"XTil,i.liX,iär
die staatsgewatt werde vorn Volk in Wah|ä ""J nü.ii-.""g"n-uiälti o"nn ,_r_,0",Grundgesetz den tändern damit durchaus die Option ein, für ihren B-ereich und den derKommunen plebiszite durchzuführen.

ln_Baden-württemberg kann auf kommunaler Ebene eine Bürgerbeteil igung rn Form vonBürgerbegehren und Entscheiden durchgetr:hrt weraen. mluiiz6i*iää," ,"0""-württemberg ein cesetz beschlossen, dis vorsah, die direkiäo.-i-oiÄiJii., o"n rorrnrn.n

w.nIkk*or9o.dng.h
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weiter auszuba uen- Dies begrüße ich ausdrücklich.

"Bonn ist nicht Weirnar', und Berlin a!ch nicht. Dennoch sprechen auch heute noch gravierende

Sliil",-C"g."l :li" lufnahme ptebiszitärer Etemente (Voiksinitiative, Votksbegehren,
Vorksentscheid) in das Grundgesetz.

Neben den bereits genannten Befilrchtungen treten noch folgende hinzu:

. Der Minderheitenschutz wäre gefährdet, da weder die Gruppen, die für eine
Entscheidung in lhrem Sinne we.ben, noch die Stimmbürgäi dem Gemeinwohl
verpflichtet sind_

. Die ''Parteienverdrossenh€it', 
könnte auch nicht überwunden werden- Das Gegenteil ist

zu befürchten, BeiAufnahme von Volksinit iative, Volksbegehren und Votksentschejd in
das crundgesetz, würden sich , legitimerweise _ auch die folit ischen parteien diesel.
Verfahren bedienen. Wenn die parteien aber die freie Enticheidung darüber hätten, ob
sie.ein bestimmtes Anliegen auf plebiszitärem oder parlamentarisciem Wege verfolgen
wollten, würde erneut die Flucht aus der parlamentaraschen Verantworttng drohen-line
Entwertung des Parlarnents, das möglicherweise nur noch in weniger wichtigen Fragen
zu entscheiden hätte, könnte die Folge sein, Durch plebiszite könn-ten sich dle parte]en
also aus ihrer politischen Ve.antwortuns stehl€n.

Thomas B:rreiß
lvl itglied des Deuts(hen B!ndestages

ss ich lhnen meine position habe näher bringen können,

lichen cri lßen

Thomas Bare;ß MdB


